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schlagnahme von Kohlensendungen durch die deutschen Behörden, dürften 
unrichtig sein. Der Reichskohlenkommissar als zuständige Stelle hätte erklärt, 
dass keinerlei Beschlagnahmungen vorgekommen seien. Sollten die schweizeri- 
scherseits gemachten Mitteilungen durch neue Informationen gestützt werden, 
so erbitte er eine Mitteilung, um die Angelegenheit noch näher zu untersuchen. 
Im Sinne dieser Ausführungen werde die Gesandtschaft in Bern orientiert.

Es erscheint wahrscheinlich, dass die Antwort des Reichsministers des Äus- 
sern auf meine Intervention den von Legationsrat Markwald gemachten Mittei­
lungen entsprechen wird.4 Diese Antwort werde ich Ihnen sofort nach Eingang 
zustellen.

4. Pour la réponse de la Légation allemande, cf. n° 98.
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E 2300 Wien, Archiv-Nr. 34

Le Ministre de Suisse à Vienne, Ch. D. Bourcart, 
au Chef du Département politique, F. Calonder

RPn° 3 Wien, 2 4 .September 1919

Das jüngste österreichische Rotbuch und den dazu vom Archivar Dr. Gooss 
verfertigten offiziellen Kommentar habe ich Ihnen durch die beiden letzten Kur- 
riere übermittelt.

Der allgemeine Eindruck dieser Publikationen ist kein günstiger, es sei denn in 
sozialistisch-jüdischen und alldeutschen Kreisen. Man findet diese Publikation, 
welche die k.u.k.öster.ung. Regierung vom Juli 1914 und namentlich den dama­
ligen Minister des Äusseren, Grafen Berchtold, stark belastet, sei höchst inop­
portun, weil die Entente wenig zwischen der monarchischen öst.ung. Regierung 
und der jetzigen republikanischen deutsch-österreichischen differenzieren 
werde, sondern einfach auch das jetzige Österreich, vielleicht mehr wie bisher, 
für den Kriegsausbruch verantwortlich machen werde — und dies ausgerechnet 
in einem Moment, wo Österreich vor der Entente auf den Knien liegt und um 
Kohlen und Lebensmittel betteln muss. Wie ich von sehr gut unterrichteter Seite 
erfahre, hat noch Dr. Bauer die Herausgabe des Rotbuches vorbereitet und den 
neuen Archivar des Staatsamtes für Äusseres zur Verfassung des Kommentars 
veranlasst; er konnte auch noch den Dr. Renner bewegen, die Veröffentlichung 
jetzt zu gestatten.

Wie aus der Auswahl der Dokumente und namentlich aus dem Kommentar 
hervorgeht, ist der von Dr. Bauer verfolgte Zweck ein doppelter: erstens einmal 
soll das von ihm so gehasste aber immer noch gefürchtete monarchische Regime 
möglichst schlecht gemacht und die Schuld am Kriege einzig ihm, seinem System 
und seinen Leuten aufgebürdet werden, dann aber soll zweitens hauptsächlich 
Deutschland entlastet werden, was aber nur auf Kosten Österreichs geschehen 
kann und auch wirklich geschieht. — Dr. Otto Bauer, und mit ihm manche seiner 
Parteigenossen, betrachten sich eben, trotz Friedensvertrag, immer noch als
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eigentlich zum deutschen Reiche zugehörig. Nicht nur hoffen die Sozialdemo­
kraten von einer Anlehnung und einem baldmöglichsten Anschluss an Deutsch­
land eine Stärkung ihrer Partei, deren Einfluss in Österreich, namentlich auf dem 
Lande, entschieden an Boden zu verlieren scheint, sondern Dr. Bauer schwebt 
hauptsächlich für seine Person eine leitende Stellung im deutschen Reiche als 
Ideal vor. Der Vorsteher der Sozialisierungskommission ist ein zäher Charakter, 
der mit einer hervorragenden Energie einen einmal gefassten Plan verfolgt. Das 
Loos des jetzigen Österreich als solchem ist ihm, im Grunde genommen, ziemlich 
gleichgültig; Partei-Interessen und persönlicher Ehrgeiz sollen die ihn leitenden 
Motive sein. Im übrigen scheinen die Sozialisten auch die Vorstellung zu hegen, 
dass sie sich durch ein Abschieben der Verantwortung für den Krieg auf die mon­
archistischen Aristokraten- und Bourgeoisregierungen bei den Sozialisten der 
Ententeländer einschmeicheln können, um im Rahmen der Internationale ihre 
ehemalige Stellung wiederzuerringen.

In Ententekreisen scheint das Rotbuch keine ungeteilte Anerkennung zu fin­
den, besonders nicht bei den Franzosen, in deren Politik eine Entlastung 
Deutschlands auf Kosten Österreichs keineswegs passt. So sagte mir denn auch 
Herr Allizé, die Energie und Konsequenz, welche Berchtold z.B. in den beiden 
Ministerräten vom 7. & 19. Juli bewiesen habe, passe so wenig zu seinem Charak­
ter, dass unbedingt angenommen werden müsse, es sei ihm vorher deutscherseits 
das Rückgrat gestärkt worden. Man werde übrigens, glaubt er, demnächst Doku­
mente publizieren können, welche beweisen, dass Berchtold vom damaligen 
deutschen Botschafter von Tschirschky genau instruiert und inspiriert gewesen 
sei.

Von einer dem Kommandanten der neuen ungarischen Armee, Admiral 
Horthy (ehemaliger Vertreter der Marine beim Kaiser), nahestehenden Persön­
lichkeit erfahre ich, dass diese Macht bereits einen Bestand von 50000 Mann 
habe und wohlbewaffnet sei. Waffen und Munition seien von den Italienern 
geliefert worden, die auch die Kroaten, deren Verhältnis zu Serbien ein immer 
gespannteres wird, mit Waffen versehen. Früher, als er noch bei der Arader Zwi­
schen- oder Nebenregierung tätig war, hatte Horthy wohl Mannschaften rekru­
tieren, aber von der Entente beinahe keine Waffen erhalten können, weil die 
Rumänen jegliche ungarische Armee fürchten; jetzt unterstützen die Italiener 
die Armee der Regierung Friedrich und die dissidenten Kroaten wie früher die 
bolschewistische Regierung, weil es in ihre Balkan- und Adriapolitik passt.

Mein Gewährsmann behauptet zwar, dass die Armee Horthys nicht zu einem 
Feldzug gegen die Rumänen Verwendung finden solle, trotz der vandalischen 
Aufführung der letzteren, die alles rauben und verschleppen; sie soll zunächst, 
sobald die Rumänen Budapest verlassen, nur die Hauptstadt besetzen und dort 
die Ruhe und Ordnung aufrechterhalten; an einen Krieg gegen Rumänien sei 
jetzt nicht zu denken. Ob die Tschechen die ungarischen Rüstungen gerne sehen, 
möchte ich bezweifeln, sicher ist, dass in der Slovakei die antitschechische Stim­
mung an Boden gewinnt. «Was den Ungarn im Laufe von einem Jahrtausend 
nicht gelungen ist, nämlich bei den Slovaken ungarischen Patriotismus zu wek- 
ken, haben die Tschechen in einem Jahre zustande gebracht, sie sind in der Slo­
vakei mehr gehasst als es die Magyaren je gewesen sind» sagte mir der obener­
wähnte Gewährsmann.
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Obschon von der Entente nicht anerkannt, hält sich jetzt seit Wochen die 
Regierung Friedrich in Budapest. Die Entente ist eben auch darin keineswegs 
einig, wer in Ungarn ans Ruder kommen soll. Nachdem die Engländer mit Bela 
Kun zu unterhandeln versucht hatten, sollen sie jetzt einer Monarchie mit einem 
englischen Prinzen an der Spitze nicht abhold sein. Als Kandidat des Obersten 
Cunningham wird ein Prinz v. Teck (welcher von beiden weiss ich noch nicht), 
Bruder der Königin von England, genannt. Italien hat seinen bisherigen Gesand­
ten, den Prinzen Livio Borghese, der sich mit der Bolschewiken-Regierung stark 
kompromittiert hatte, abberufen, an seine Stelle kommt ein Marchese della Tor- 
retta.
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E 2001 (B) 5 /5

La Division des Affaires étrangères du Département 
politique au Ministre de Suisse à Paris, A. Dunant

Copie
111 My. Lötschberg Berne, 25 septembre 1919

Pour votre information, nous avons l’honneur de vous envoyer sous ce pli 
copie d’une note verbale que l’Ambassade de France nous avait adressée le 26 
janvier dernier1, au sujet du chemin de fer du Lötschberg et de la réponse que 
nous lui adressons aujourd’hui.2

A N N E X E

Au nom du Conseil fédéral suisse, le Département politique a l’honneur de répondre comme 
suit à la note du Gouvernement français du 25 janvier 1919, dont il n’avait pas manqué d’accuser 
réception en date du 26 février 1919.3 Il regrette de n’avoir pu lui faire parvenir plus tôt sa réponse 
définitive, ayant dû procéder d’abord à un examen approfondi4 de la situation financière de la 
compagnie du chemin de fer du Lötschberg. Cet examen a été entrepris simultanément par les ser­
vices intéressés et par une haute personnalité du monde financier désignée par le Conseil fédéral.

Ces études ont conduit à la même conclusion, à savoir que l’avenir financier du chemin de fer du 
Lötschberg ne peut être assuré sans un concordat pour lequel tous les intéressés devront faire des 
sacrifices.

En ce qui concerne les diverses questions soulevées dans la note du Gouvernement français, le 
Conseil fédéral a l’honneur de faire remarquer ce qui suit:

I. Liquidation de l ’arriéré.

ad 1. Pour le cas où ce concordat interviendrait et permettrait à la compagnie d’opérer un assai­
nissement complet de sa situation, en assurant l’existence de l’entreprise, le Conseil fédéral serait 
disposé à proposer à l ’Assemblée fédérale, à des conditions qui seraient encore à fixer, de partici-

1. Cf. DDS 7/1, n° 129.17.
2. Reproduite en annexe.
3. Non reproduit, cf. E 2001 (B) 5 /5 .
4. Cf. DDS 7/1, n° 175.
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